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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Beschluss über den Jahresabschluss 2009 gemäß § 101  NGO 
 
 
„1.   Den über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen aufgrund der Jah-

resabschlusstätigkeiten und der angegebenen Deckungen im Ergebnis- und Finanz-
haushalt 2009 nach § 89 NGO gemäß der Ziffer 2 der Vorlage wird zugestimmt. 

 
2. Nach Feststellung der Vollständigkeit und Richtigkeit gemäß § 101 Abs. 1 NGO des  

Jahresabschlusses 2009 durch den Oberbürgermeister sowie der Jahresabschlüsse 2009 
der Sonderrechnungen Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft durch den Ersten Stadtrat 
und des Jahresabschlusses 2009 des Fachbereiches Gebäudemanagement durch den 
Stadtbaurat und aufgrund des Bestätigungsvermerkes des Rechnungsprüfungsamtes im 
Schlussbericht für das Haushaltsjahr 2009 wird der Jahresabschluss 2009 beschlossen. 

 
 3.  Im Rahmen des Beschlusses über den Jahresabschluss 2009 werden folgende 

Genehmigungen erteilt: 
 
 3.1 Der Fehlbetrag des ordentlichen Ergebnisses aus der Ergebnisrechnung für das Haus-

haltsjahr 2009 in Höhe von 14.348.564,45 € wird auf Rechnung des Haushaltsjahres 2010 
vorgetragen und dann gemäß § 24 Abs. 1 GemHKVO durch die vorhandene Überschuss-
rücklage gedeckt. Daraus ergibt sich ein neuer Bestand der Überschussrücklage des or-
dentlichen Ergebnisses in Höhe von 35.770.962,01 €.  

 
 
 
 
 



 
Der Jahresüberschuss des außerordentlichen Ergebnisses aus der Ergebnisrechnung  
für das Haushaltsjahr 2009 in Höhe von 45.426.112,57 € wird auf Rechnung des Haus-
haltsjahres 2010 vorgetragen und dann gem. § 82 Abs. 7 NGO der gem. § 95 Abs. 1 Zif-
fer 2 NGO zu bildenden Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen 
Ergebnisses zugeführt. Daraus ergibt sich ein neuer Bestand der Überschussrücklage des 
außerordentlichen Ergebnisses in Höhe von 49.540.072,53 €. 

 
3.2 Der Jahresfehlbetrag der Sonderrechnung Gebäudemanagement für das Jahr 2009 in 

Höhe von 387.907,93 € wird auf Rechnung des Wirtschaftsjahres 2010 vorgetragen und 
dann aus dem Gewinnvortrag der Sonderrechnung ausgeglichen. 
 

3.3 Der Jahresverlust aus der Erfolgsrechnung der Sonderrechnung Stadtentwässerung für 
das Wirtschaftsjahr 2009 in Höhe von 1.490.026,67 € wird auf die Rechnung des Wirt-
schaftsjahres 2010 vorgetragen und dann mit den in der Rücklage ausgewiesenen Über-
schüssen aus Vorjahren verrechnet. 

 
3.4 Der Jahresverlust aus der Erfolgsrechnung der Sonderrechnung Abfallwirtschaft für das 

Wirtschaftsjahr 2009 in Höhe von 308.290,63 € wird auf die Rechnung des Wirtschaftsjah-
res 2010 vorgetragen und dann mit den in der Rücklage ausgewiesenen Überschüssen 
aus Vorjahren verrechnet.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis: 
 
Diese Vorlage wird nur einmal versandt. Sie dient somit 
als Beratungsunterlage in allen o. g. Gremien. 
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Begründung: 
 
1. Allgemeines  
 
1.1 Die Stadt hat gemäß § 100 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) für das Haus-

haltsjahr einen Jahresabschluss nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
klar und übersichtlich aufzustellen. Der Jahresabschluss besteht gemäß § 100 Abs. 2 
NGO aus einer Ergebnisrechnung, einer Finanzrechnung und einer Bilanz sowie einem 
Anhang. Nach § 100 Abs. 3 NGO sind dem Anhang ein Rechenschaftsbericht, eine An-
lagenübersicht, eine Schuldenübersicht, eine Forderungsübersicht und eine Übersicht 
über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen beizufügen. 

 
Diesen Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2009 hat das Rechnungsprüfungsamt 
gemäß § 120 Abs. 1 NGO geprüft und seine Bemerkungen in einem Schlussbericht zu-
sammengefasst. Die Stellungnahme des Oberbürgermeisters zu diesem Bericht ist in 
der Anlage 1  beigefügt.  

 
Der Jahresabschluss der Verwaltung, die Jahresabschlüsse der Sonderrechnungen Ge-
bäudemanagement, Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft sowie der Schlussbericht 
des Rechnungsprüfungsamtes sind dieser Vorlage als Anlage beigefügt. 

 
1.2 Das Rechnungsprüfungsamt hat im Schlussbericht am 5. November 2010 bestätigt, 

dass die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung für das Haushaltsjahr 2009 den 
Erfordernissen des § 120 NGO entsprachen (vgl. Seite 112 des Schlussberichtes 2009). 

 
1.3 Das Rechnungsprüfungsamt hat daher erklärt, dass keine Bedenken bestehen, dass der 

Rat der Stadt über den Jahresabschluss 2009 mit seinen Bestandteilen gemäß § 100 
Abs. 1 bis 3 NGO beschließt. 

 
 
2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlu ngen 2009  
 
In der Anlage 2  sind die Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen gemäß § 89 NGO auf-
geführt, die sich aufgrund der Jahresabschlusstätigkeiten ergeben haben. Diese Mehrauf-
wendungen und Mehrauszahlungen sind wie folgt begründet: 
 
Im Jahre 2009 ist es aufgrund mangelnder Erfahrung der Organisationseinheiten im zweiten 
produktiven Jahr der Doppik zu Verschiebungen zwischen Aufwands- und Investitionsprojekten 
gekommen. Dies resultierte aus neuen Kenntnissen gegenüber dem Planungsstand in der 
Haushaltsausführung. In 2008 gab es ebenfalls derartige Verschiebungen, die sich jedoch je-
weils in die eine oder andere Richtung die Waage gehalten haben, so dass es nicht zu einem 
über- oder außerplanmäßigen Bedarf gekommen ist und Budgetierungsregelungen griffen.  
In 2009 gab es im Verhältnis zu 2008 am Ende des Jahres mehr Verschiebungen von Investi-
tionen in den Aufwand als umgekehrt, so dass sich im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten 
ein Deckungsbedarf im Ergebnishaushalt zeigte.  
 
Im Rahmen der Abschlussarbeiten 2009 wurde aufgrund dieser Entwicklung beim FB 20 die 
Vorgehensweise inhaltlich als auch technisch so angepasst, dass alle Anträge auf Verschie-
bungen von Investitionsmitteln in Aufwandsmittel als überplanmäßige / außerplanmäßige Ant-
räge gewertet wurden. Deckungsmittel standen zur Verfügung. Da bis zum Jahresende noch 
mit weiteren Verschiebungen zu rechnen war, wurde vorgesehen, den Beschluss über diese 
sowie alle weiteren sich noch durch die Jahresabschlussarbeiten ergebenden über- bzw. au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen mit dem Beschluss des Rates über die Vorlage zum Jahresab-
schluss 2009 einzuholen. 
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3. Ergebnisse des Jahresabschlusses 2009  
 
3.1 Ergebnisrechnung 
 
Nach dem Ansatz  war der Haushalt 2009 bei ordentlichen Erträgen und Aufwendungen in Hö-
he von 598.077.891 € und außerordentlichen Erträgen und außerordentlichen Aufwendungen in 
Höhe von 588.300 € insgesamt ausgeglichen. Der sich nach dem Ansatz ergebende Über-
schuss der ordentlichen Erträge über die ordentlichen Aufwendungen in Höhe von 12.769.870 € 
ist gem. § 15 Abs. 5 GemHKVO als Zuführung zu der aus Überschüssen des ordentlichen Er-
gebnisses gebildeten Rücklage veranschlagt worden.  
 
Nach dem Ergebnis  der Ergebnisrechnung ergibt sich durch Mehrerträge in Höhe von 
13.945.524,09 € (ordentliche Mindererträge: 35,4 Mio. € und außerordentliche Mehrerträge: 
49,3 Mio. €) und Minderaufwendungen in Höhe von 4.343.854,21 € (ordentliche Minderaufwen-
dungen: 8,3 Mio. € und außerordentliche Mehraufwendungen: 3,9 Mio. €) eine Verbesserung 
des Jahresergebnisses in Höhe von 18.289.378,30 €. Somit ergibt sich insgesamt ein Jahres-
überschuss in Höhe von 31.077.548,12 €.  
 
 
Beim ordentlichen Ergebnis  ergibt sich durch Mindererträge bei den ordentlichen Erträgen in 
Höhe von 35.370.723,80 € und Minderaufwendungen bei den ordentlichen Aufwendungen in 
Höhe von 8.252.289,53 € für das ordentliche Ergebnis eine Ergebnisverschlechterung in Höhe 
von 27.118.434,27 €. Die Deckung des erzielten Fehlbetrages in Höhe von 14.348.564,45 € 
erfolgt durch die Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses. Die deutliche Er-
gebnisverschlechterung ist vor allem durch Mindererträge bei der Gewerbesteuer sowie beim 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer zurückzuführen. Dem gegenüber stehen Mehrerträge 
bei den Schlüsselzuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich. Die Mehrerträge erga-
ben sich aus der ab 2009 entfallenden Investitionsbindung im kommunalen Finanzausgleich, 
sodass diese Landesmittel seitdem erhöhend bei den Schlüsselzuweisungen wirken. Diese Mit-
tel waren im Haushaltsplan 2009 noch als Investitionszuweisung und somit ergebnisunwirksam 
veranschlagt. Aufgrund der positiven Steuerverbundabrechnung 2008, die die Finanzaus-
gleichsleistungen 2009 entsprechend erhöhte, ergab sich ein weiterer Mehrertrag. Die Minder-
aufwendungen waren im Wesentlichen bei der Gewerbesteuerumlage zu verzeichnen. 
 
Durch Mehrerträge bei den außerordentlichen  Erträgen in Höhe von 49.316.247,89 € und 
durch Mehraufwendungen bei den außerordentlichen Aufwendungen in Höhe von 3.908.435,32 
€ ergibt sich für das außerordentliche Ergebnis eine Ergebnisverbesserung  
in Höhe von 45.407.812,57 €. Der erzielte Überschuss in Höhe von 45.426.112,57 € wird ge-
mäß § 82 Abs. 7 NGO der Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 
zugeführt. Die Mehrerträge bei den außerordentlichen Erträgen sind vor allem durch die Ände-
rung der Bewertungsmethode bei der Beihilferückstellung und die damit verbundene Herabset-
zung der Rückstellung entstanden. Hierzu wird auf die Erläuterungen in der Drucksache 
13079/10 „Haushaltssatzung der Stadt Braunschweig für das Haushaltsjahr 2010“ und im Jah-
resabschluss 2009 „Anhang – Punkt 4.8“ und „Rechenschaftsbericht – Punkt 3.2 – Seite 693 
verwiesen. 
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Eine zusammengefasste Darstellung enthält die nachfolgende Tabelle. 
 
 
 Ergebnisrechnung Abweichungen 

 Nach dem Ansatz Nach dem Ergebnis absolut relativ 

 -in €- -in €- -in €- in v. H. 

Ordentliche Erträge 598.077.890,82 562.707.167,02 -35.370.723,80 -5,9 

Ordentliche Aufwendungen 585.308.021,00 577.055.731,47 -8.252.289,53 -1,4 
Ordentliches Ergebnis 
Jahresüberschuss (+)/ 
Jahresfehlbetrag (-) 

12.769.869,82 -14.348.564,45 -27.118.434,27 -212,4 

Außerordentliche Erträge 588.300,00 49.904.547,89 49.316.247,89 8.382,8 
Außerordentliche  
Aufwendungen 

570.000,00 4.478.435,32 3.908.435,32 685,7 

Außerordentliches  
Ergebnis 

18.300,00 45.426.112,57 45.407.812,57 --- 

Jahresergebnis 
Überschuss (+) / Fehlbet-
rag (-) 

12.788.169,82 31.077.548,12 18.289.378,30 143,0 

 
 
 
 
3.2 Finanzrechnung 
 
Im Finanzhaushalt  2009 war eine Finanzmittelveränderung, d.h. eine Verringerung des Be-
standes an Zahlungsmitteln in Höhe von 14.287.967,14 € geplant.  
 
Tatsächlich ergibt sich für 2009 in der Finanzrechnung  eine Minderung des Bestandes an Zah-
lungsmitteln in Höhe von 31.642.758,44 € auf 146.455.281,62 €. Die Abweichung bei der Fi-
nanzmittelveränderung zwischen dem Finanzhaushalt und der Finanzrechnung wird insbeson-
dere durch Veränderungen beim Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit sowie beim Saldo 
aus Investitionstätigkeit hervorgerufen. 
  
In der Finanzrechnung ergibt sich bei der laufenden Verwaltungstätigkeit  eine Ergebnisver-
schlechterung in Höhe von 21.657.047,50 €. Die deutliche Ergebnisverschlechterung ist auf 
Mindereinzahlungen in Höhe von rund 42,2 Mio. € vor allem bei der Gewerbesteuer zurückzu-
führen. Dem gegenüber stehen Mehreinzahlungen bei den Schlüsselzuweisungen aus dem 
kommunalen Finanzausgleich. Die deutliche Ergebnisverschlechterung wurde durch Minder-
auszahlungen für laufende Verwaltungstätigkeit gemildert, die vor allem auf Verringerungen bei 
den Zinsleistungen und bei den sonstigen haushaltswirksamen Auszahlungen zurückzuführen 
sind. 
 
Als Saldo aus Mindereinzahlungen aus Investitionstätigkeit  in Höhe von 2.773.403,60 € und 
Minderauszahlungen in Höhe von 12.207.607,74 € ergibt sich für die Investitionstätigkeit eine 
Ergebnisverbesserung in Höhe von 9.434.204,14 €. Die Mindereinzahlungen sind im Wesentli-
chen durch die Schlüsselzuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich entstanden. Mit 
Wirksamkeit ab 2009 ist die Investitionsbindung im Kommunalen Finanzausgleich entfallen, 
sodass die hierfür zur Verfügung stehenden Landesmittel in der Ergebnisrechnung wirken. In  
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Höhe von rund 10,7 Mio. € entstand eine Mindereinzahlung, da diese Summe für 2009 noch als 
Investitionszuweisung im Finanzhaushalt geplant war. Dem gegenüber stehen Mehreinzahlun-
gen in Höhe von rund 6,2 Mio. € für das Konjunkturpaket II. Die Minderauszahlungen für Investi-
tionstätigkeiten liegen vor allem im Bereich der Baumaßnahmen bei Projekten außerhalb des 
Konjunkturpaketes II, dem Erwerb von immateriellen und beweglichen Vermögensgegenstän-
den und den aktivierbaren Zuwendungen. 
 
Eine zusammengefasste Darstellung enthält die nachfolgende Tabelle. 
 
 Nach dem / der Abweichungen 

 Finanzhaushalt Finanzrechnung absolut relativ 

 -in €- -in €- -in €- in v. H. 

Saldo aus laufender  
Verwaltungstätigkeit 

36.455.232,86 14.798.185,36 -21.657.047,50 -59,4 

Saldo aus Investitions-
tätigkeit 

- 40.257.700,00 - 30.823.495,86 9.434.204,14 23,4 

Finanzmittel-Überschuss/ 
-Fehlbetrag 

-3.802.467,14 -16.025.310,50 -12.222.843,36 -321,5 

Saldo aus Finanzierungs-
tätigkeit 

- 10.485.500,00 - 10.459.955,13 25.544,87 0,3 

Finanzmittelbestand - 14.287.967,14 -26.485.265,63 -12.197.298,49 -85,4 

Saldo aus haushalts-
unwirksamen Vorgängen 

0,00 - 5.157.492,81 -5.157.492,81 --- 

Finanzmittelveränderung - 14.287.967,14  -31.642.758,44 -17.354.791,30 -121,5 

 
 
 
3.3 Haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 30 GemHKVO 
 
Aufgrund der Entwicklung der Erträge aus der Gewerbesteuer und der sich darüber hinaus ab-
zeichnenden weiteren Mindererträge im laufenden Haushaltsjahr hat der Oberbürger-meister 
am 3. September 2009 mit sofortiger Wirkung eine haushaltswirtschaftliche Sperre für das 
Haushaltsjahr 2009 gemäß § 30 GemHKVO verfügt. Insgesamt war zu erwarten, dass die tat-
sächlichen Einnahmen aus den Steuern im laufenden Haushaltsjahr erheblich hinter der Veran-
schlagung zurückbleiben würden. 
 
Die haushaltswirtschaftliche Sperre erstreckte sich auf sämtliche Aufwandsbudgets und betrug 
10 % der Ansatzhöhe. Die Auszahlungen für Investitionen und für die Finanzierungs-tätigkeit 
waren von der Sperre nicht erfasst. Weiterhin erstreckte sich die Sperre nicht auf Aufwendun-
gen, denen eine rechtliche Verpflichtung zugrunde lag. Ausgenommen von der haushaltswirt-
schaftlichen Sperre waren auch die Aufwendungen der kostenrechnenden Einrichtungen. 
 
Anträge auf Ausnahme von der Sperre waren mit ausführlicher und schlüssiger Begründung 
dem Fachbereich Finanzen über den jeweiligen Dezernenten zuzuleiten. Die abschließende 
Entscheidung über die Mittelfreigabe hat der Oberbürgermeister getroffen. Soweit Ausgaben 
aufgrund bestehender rechtlicher und vertraglicher Verpflichtungen zu leisten waren, erfolgte 
eine Aufhebung der Sperre. Insgesamt ergab sich ein Einsparbetrag von rund 3,2 Mio. EUR. 
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4. Wirtschaftspläne  
 
4.1 Wirtschaftsplan der Sonderrechnung Gebäudemanagement 
 
Der Jahresabschluss der Sonderrechnung Gebäudemanagement ist nach § 9 der Verordnung 
über die Haushaltswirtschaft kaufmännisch geführter kommunaler Einrichtungen besonderer 
Bestandteil der Jahresrechnung. 
 
Der Wirtschaftsplan 2009 wies im Erfolgsplan ein negatives Ergebnis in Höhe von 363.100 € 
aus. Das geplante Ergebnis wurde nahezu erreicht. 
 
Der Erfolgsplan der Sonderrechnung Gebäudemanagement weist folgendes Ergebnis aus: 
 

 Erträge Aufwendungen Ergebnis 
 - in € - 
Nach dem Wirtschaftsplan 67.021.100,00 67.384.200,00 - 363.100,00 
Nach dem Jahresabschluss 74.054.602,88 74.442.510,81 - 387.907,93 

 
 
Es wird vorgeschlagen, den Fehlbetrag aus dem Vortrag auszugleichen (vgl. hierzu Ziff. 3.2 des 
Beschlussvorschlages). 
 
 
4.2 Wirtschaftsplan der Sonderrechnung Stadtentwässerung 
 
Der Jahresabschluss der Sonderrechnung Stadtentwässerung ist nach § 9 der Verordnung über 
die Haushaltswirtschaft kaufmännisch geführter kommunaler Einrichtungen besonderer Be-
standteil der Jahresrechnung. 
 
Der Wirtschaftsplan 2009 wies im Erfolgsplan eine Überdeckung in Höhe von 95.800 € aus. Im 
Jahresverlauf ist es zu Mindereinnahmen und höheren Aufwendungen gekommen. Im Ergebnis 
ergab sich  ein Jahresverlust in Höhe von 1.490.026,67 €. Die Mindereinnahmen (rd. 732.000  
€) beruhen in erster Linie auf geringeren Erträgen aus der Abrechnung von Schmutzwasserge-
bühren aufgrund rückläufiger Mengen sowie auf geringeren Zinserträgen. Demgegenüber ste-
hen Beitragsrückerstattungen des Abwasserverbandes Braunschweig (AVB). Die Aufwendun-
gen sind gegenüber der Planung um rund 854.000 € höher ausgefallen. Dies beruht im Wesent-
lichen auf höheren Verlusten aus Anlagenabgängen sowie auf höheren an die SE|BS zu zah-
lenden Betriebsentgelten. Es wird vorgeschlagen, den Verlust vorzutragen (vgl. hierzu Ziffer 3.3 
des Beschlussvorschlages). 
 
Der Erfolgsplan der Sonderrechnung Stadtentwässerung weist folgendes Ergebnis aus: 
 

 Erträge Aufwendungen Ergebnis 
 - in € - 
Nach dem Wirtschaftsplan 58.070.800,00 57.975.000,00  + 95.800,00 
Nach dem Jahresabschluss 57.339.037,22 58.829.063,89 - 1.490.026,67 
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4.3 Wirtschaftsplan der Sonderrechnung Abfallwirtschaft 
 
Der Jahresabschluss der Sonderrechnung Abfallwirtschaft ist nach § 9 der Verordnung über die 
Haushaltswirtschaft kaufmännisch geführter kommunaler Einrichtungen besonderer Bestandteil 
der Jahresrechnung. 
 
Der Wirtschaftsplan 2009 wies im Erfolgsplan eine Unterdeckung in Höhe von 1.812.500 € aus. 
Im Jahresverlauf ist es zu Mehreinnahmen und geringeren Aufwendungen gekommen. Aus der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Jahr 2009 resultiert ein Jahresverlust in Höhe von 
308.290,63 €. 
 
Die Mehreinnahmen aus Benutzungsgebühren und den sonstigen betrieblichen Erträgen (zu-
sammen rd. 889.000 €) überstiegen die Mindereinnahmen von rd. 156.000 €, die insbesondere 
aus geringeren Zinserträgen resultieren, sodass gegenüber der Planung Mehreinnahmen von 
rd. 733.000 € ausgewiesen werden. Die Aufwendungen sind gegenüber der Planung um rd. 
771.000 € geringer ausgefallen. Wesentliche Abweichungen haben sich bei den Leistungen für 
die thermische Restabfallbehandlung (geringere Mengen) und den Zahlungen an ALBA erge-
ben. Es wird vorgeschlagen, den Verlust vorzutragen (vgl. hierzu Ziffer 3.4 des Beschlussvor-
schlages). 
 
Der Erfolgsplan der Abfallwirtschaft weist folgendes Ergebnis aus: 
 

 Erträge Aufwendungen Ergebnis 
 - in € - 
Nach dem Wirtschaftsplan 40.706.000,00 42.518.500,00 - 1.812.500,00 
Nach dem Jahresabschluss 41.438.774,22 40.747.064,85 - 308.290,63 

 
 
5. Schlussbemerkungen  
 
5.1 Die Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses 2009 wurde vom Ober-

bürgermeister am 30. August 2010 gemäß § 101 Abs. 1 NGO festgestellt. 
 
5.2 Die Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses 2009 der Sonderrechnung 

Gebäudemanagement wurde vom Stadtbaurat am 6. Oktober 2010 festgestellt. 
 
5.3 Die Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses 2009 der Sonderrechnung 

Stadtentwässerung wurde vom Ersten Stadtrat am 30. März 2010 festgestellt. 
 
5.4 Die Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses 2009 der Sonderrechnung 

Abfallwirtschaft wurde vom Ersten Stadtrat am 30. März 2010 festgestellt. 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Stegemann          Anlagen  
 





Anlage 2


 Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen gemäß § 89 Abs. 1 NGO


lfd.


Nr.


1 4S.100005 4S.100005 .00.510 422140 MP: FB 10 Global- IT 401.904,00 4S.100005 783120 MP: FB 10 Global- IT 401.904,00


2. 4E.210025 4E.210025.00.505 421110 RS Maschstraße/Sanierung 28.749,59 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 28.749,59


3. 4E.210028 4E.210028.00.505 421110 GY Martino-Katharineum/Sanierung 162.938,51 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 162.938,51


4. 4E.210030 4E.210030.00.505 421110 GY Neue Oberschule/Sanierung 9.459,01 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 9.459,01


5. 4E.210034 4E.210034.00.505 421110 Otto-Bennemann-Schule (Abt. Blasiusstr.) 1.347,91 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.347,91


6. 4E.210035 4E.210035.00.505 421110 Otto-Bennemann-Schule (Abt. Alte Waage) 70.000,00 5E.210012.00.500.213 787110 SZ Heidberg / Erneuerung - Bauwerk 70.000,00


7. 4E.210046 4E.210046.00.505 421110 ABC-Halle/Umbau (Naumburgstr.) Bauwerk 1.809,64 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.809,64


8. 4E.210053 4E.210053.00.505.217 445526 GS Gliesmarode / Sanierung -PK 1.615,86 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.615,86


9. 4E.210056 4E.210056.00.505.213 422900 VG FB 65 28.941,00 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 28.941,00


10. 4E.210057 4E.210057.02.505 422900 VG FB 65 56.581,22 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 56.581,22


11. 4E.210058 4E.210058.02.505 422900 VG FB 65 5.105,62 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 9.539,33


422210 4.433,71


12. 4E.210067 4E.210067.01.505 427190 Aufwand Städtisches Museum / Umbau 188.963,67 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 188.963,67


13. 4S.200002 4S.200002.01.505 445210 MP Waller See 404.317,00 5S.200021 787210 Gewerbepark Waller See 404.317,00


14. 4S.210001 4S.210001.00.505 422140 FB 20: Instandhaltungen (KST: 200-0100) 1.539,31 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.539,31


15. 4S.210018 4S.210018.00.505 445526 Feuerwehrhauptwache/Sanierung Be- und En 5.497,24 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 5.497,24


16. 4S210034 4S.210034.00.505 421110 GL 21: Global Instandhaltung Allg. Grundverm 259.000,00 5S.210008 782110 FB 20: Global-Ankauf von Grundst. 259.000,00


17. 4S.210048 4S.210048.01.505 422210 Aufw. Kita Volkmarode (ohne Festw.) 1.874,96 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.874,96


18. 4S.210048 4S.210048.01.505 422210 Aufw. Kita Volkmarode (ohne Festw.) 17.182,87 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 17.182,87


19. 4S.210054 4S.210054.01.505 422210 VG FB 65 959,33 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 959,33


20. 5E.210006 5E.210006.00.500.217 787110 GS Heidberg/Mehrzweckh., Neubau-PK 3.251,01 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 3.251,01


21. 5E.210012 5E.210012.00.500.213 787110 SZ Heidberg/Erneuerung - Bauwerk 135.973,38 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 135.973,38


22. 5E.210015 5E.210015.00.500.213 787110 SZ Volkmarode/Ganztagsbetrieb - Bauwerk 398,77 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 398,77


23. 5E.210018 5E.210018.00.500.213 787110 GY Raabeschule(Abt.Stöckheím)/San.-Bau 91.734,01 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 91.734,01


DeckungsmaßnahmeBedarfsprojekt Maßnahme
Kostenart/   


Finanzposition
Bezeichnung Betrag (Euro)


Kostenart/   


Finanzposition
Bezeichnung Betrag (Euro)
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24. 5E.210040 5E.210040.00.500.214 787340 Rathaus-Altbau/Brandmeldeanlage-techn.A 3.429,51 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 3.429,51


25. 5E.210043 5E.210043.00.500.213 787110 Naumburgstr. 23/Musikübungsr. -Bauwerk 3.308,89 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 3.308,89


26. 5E.210054 5E.210054.00.500.217 787110 Joh.-Selenka-Sch DG-Ausbau HOAI-Leistung 19.521,57 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 19.521,57


27. 5E.210061 5E.210061.00.500.213 787110 Städt. Musikschule/Schallschutzmaßn.-Bau 2.839,34 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 2.839,34


28. 5E.210066 5E.210066.00.500.213 787110 GS Querum / Erweiterung - Bau 1.613,80 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.613,80


29. 5E.210083 5E.210083.00.500.213 787110 W.-Br.-Gesamtschule/Brandmeldeanl. 14.416,33 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 14.416,33


30. 5S.200019 5S.200019.99.525 781110 Krankenhausumlage 185.200,00 5S.200025 783120 FB 20 Global Sachanlagen 118.000,00


5S.200022 781510 FB 20 Globalzuschuss an FB 65 25.000,00


5S.210008 782110 FB 20 Global- Ankauf von Grundstücken 42.200,00


31. 5S.210001 5S.210001.08.511.007 427190 FB 20: Oswald-Berkhan-S,- Festwertk. 6.982,45 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 6.982,45


32. 5S.210001 5S.210001.08.511.007 422900 FB 20 Oswald-Berkhan-S- FW 116.171,36 5E.210042.00.500.216 787110 Osw. Berkh. Schule Erweiterung - Ausst. 116.171,36


33. 5S.210001 FB 20 Sammelk. FW


5S.210001.01.511.029 422900 FB 20 Sammelk. FW 7.912,01 4S.400009.01.505 421110 Global Inst. Schulen 7.912,01


5S.210001.06.511.020 422900 FB 20 Sammelk. FW 6.680,42 4S.400009.01.505 421110 Global Inst. Schulen 6.680,42


5S.210001.01.511.021 422900 FB 20 Sammelk. FW 7.016,05 4S.400006.00.505 422120 Inst. MEP Schulen 7.016,05


5S.210001.06.511.023 422900 FB 20 Sammelk. FW 22.012,72 5E.210062.00.500.213 787110 Neue Oberschule NTW-Bereich 22.012,72


5S.210001.09.511.016 422900 FB 20 Sammelk. FW 633,31 4S.400009.01.505 421110 Global Inst. Schulen 633,31


5S.210001.01.511.020 422900 FB 20 Sammelk. FW 674,11 4S.400006.00.505 422120 Inst. MEP Schulen 674,11


5S.210001.09.511.010 422900 FB 20 Sammelk. FW 5.196,68 4S.400006.00.505 422120 Inst. MEP Schulen 5.196,68


5S.210001.01.511.032 422900 FB 20 Sammelk. FW 11.335,34 5E.210066.00.500.213 787110 GS Querum Erweiterung 11.335,34


5S.210001.01.511.026 422900 FB 20 Sammelk. FW 24.641,83 5E.210007.00.500.213 787110 GS Lamme Einfeldsporthalle 24.641,83


5S.210001.01.511.003 422900 FB 20 Sammelk. FW 1.273,77 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.273,77


5S.210001.09.511.008 422900 FB 20 Sammelk. FW 11.194,21 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 11.194,21


5S.210001.06.511.013 422900 FB 20 Sammelk. FW 19.915,84 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 19.915,84


5S.210001.06.511.007 422900 FB 20 Sammelk. FW 102.173,93 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 102.173,93


34. 4S.370006 4S.370006.01.505 421110 FB 37: ABC-Fähigkeit Instandhaltung 20.000,00 5S.370016.00.510 783125 ABC-Fähigkeit / Basisausstattung 20.000,00


35. 5S.370008 5S.370008.00.511 422900 FB 37: Global-Festwertvermöge 80.000,00 5S.370010.00.500.006 783120 FB 37: Beschaff. v. Spezialfa 80.000,00


36. 5S.370008 5S.370008.00.511 422900 FB 37: Global-Festwertvermöge 43.250,93 5S.370007.00.500.006 783120 FB 37: Beschaff. v. Spezialfa 43.250,93


37. 5S.370011 4S.370011.00.511 422900 FB 37: Global-Festwertvermögen FF 3.304,54 5S.370013.00.510 783120 FB 37: Global-Sachanl. Katast 3.304,54


38. 5S.370011 4S.370011.00.511 422900 FB 37: Global-Festwertvermögen FF 7.626,75 4S.370011.00.511 783120 FB 37: Global-Festwertvermögen FF 7.626,75


39. 5S.410001 5S.410001.00.515 783125 FB 41: GVG-Kulturinstitut (410-0100) 5.000,00 1.25.2720.03 332110 Ausleihe und Nutzung Stadtbibliothek 5.000,00
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40. 5S.410001 5S.410001.06.515 783125 FB 41: GVG-Kulturinstitut (410-0100) 34.000,00 1.25.2720.03 332110 Ausleihe und Nutzung Stadtbibliothek 34.000,00


41. 050-3000 050-3000 443110 Büro für Migration 80,92 5S.000012.00.515 783125 Ref. 0500: Global-Sachanl. 80,92


42. 1.36.3630.10.01 1.36.3630.10.01 348810 Sonstige betreute Wohnformen 30.661,72 4S.510002.00.505 421110 FB 51: Instandhaltungen Jugen 15.661,72


5S.510004.00.515 783125 FB 51:GVG-Sammelproj. Jugendw 15.000,00


43. 4S.510005 4S.510005.00.505 422110 FB 51: Instandh. Betriebstr. 1.934,94 5S.510026.00.500.513 787310 FB 51:Glob.-Sach.Betri.Kitas 1.934,94


44. 4S.510017 4S.510017.00.505 431810 FB 51:Invest.Global-Invest.Zusch.fr.Träg 3.680,00 5S.510019.00.525 781810 FB 51: Global- Invest.Zusch.fr.Träg 3.680,00


45. 4S.510018 4S.510018.01.505 421110 Proj .U3/Einr.Krippenpl. - Aufwand 250.800,00 4S.510018 781810 Proj .U3/Einr.Krippenpl. - Aufwand 250.800,00


46. 4S.510019 4S.510019.02.505 431810 FB 51:Global-Invest.-Zusch.Kita-Aufwand 343.500,00 4S.510019 781710 FB 51:Global-Invest.-Zusch.Kita-Aufwand 343.500,00


47. 5S.510001 5S.510001.00.515 783125 FB 51: GVG-Sammelprojekt 2.420,71 4S.510016.02.560 314010 Mischprojekt LOS - nicht werterhöhend 2.420,71


48. 3S.610001 3S.610001.02.595 427115 FB 61:MP - SanGeb. westl. Ringgeb. 261.000,00 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 261.000,00


49. 4E.610003 4E.610003.02.505 421210/427190 Riddagshausen/"Natur erleben" - Instandh 18.000,00 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 175.000,00


4E.610003 4E.610003.02.511 422900 Riddagshausen/"Natur erleben" - Festwert 157.000,00


50. 4S.610009 4S.610009.01.505 427115 FB 61:SanGeb. westl. Ringgeb.-sonst. K. 68.500,00 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 68.500,00


51. 4S.610018 4S.610018.01.505 427190 FB 61:Soziale Stadt-EFRE-sonst. K. 109.500,00 4S.610018 787210 FB 61:Soziale Stadt-EFRE-sonst. K. 109.500,00


52. 4E.660005 4E.660005.00.505.663 421210 Wegweisung Radverkehr - Bauwerk 131.000,00 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 131.000,00


53. 4E.660006 4E.660006.00.505 445710 FB 66: Rückzahlung Regio-Stadtbahn (ECE) 400.000,00 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 400.000,00


54. 4S.660011 4S660011.00.505 421210 FB 66: Betr. /Unterh. von Ing. 25.000,00 5S.660021 787210 Brückenerneuerungen - Bauwerk 25.000,00


55. 4S.660012 4S.660012.02.505.663 421210 Radwege/Neubau Bau-nicht werterh. 80.000,00 4S.660012.01.500.663 787210 Radwege/Neubau Bau-nicht werterh. 80.000,00


56. 4S.660012 4S.660012.02.505.663 421210 Radwege/Neubau Bau-nicht werterh. 393.000,00 4S.660012.02.500.663 787210 Radwege/Neubau Bau-werterh. 393.000,00


57. 3E.670100 3E.670100.00.595 427115 EKZ Heidberg 22.500,00 5E.660056.00.500.669 787210 Stadtteilmittelpunkte - Vorplanung 22.500,00


58. 5S.670052 5S.670052.01.511 422900 FB 67: Baumaßn. Stadtwald - Festwert 75.000,00 5S.670013.00.500.673 787230 Wanderwege / Grünzüge / Fortsetzung 75.000,00


59. 1.11.1165.22 1.11.1165.22 424150
Allgem. Bewirtschaftungsangelegenheiten / 


Straßenausbaubeiträge
1.028.917,20 1.61.6110.01 311110 Steuern, allgem.Zuweisungen/Umlagen 1.028.917,20


6.053.398,80 6.053.398,80
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Anlage 1 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu den Prüfungsfeststellungen (Bezeichnung B/St) im 
Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes für das Haushaltsjahr 2009 
 
 
 


Tz. 4.3 Fehlende Zustimmung bei über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass für über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen gemäß § 89 Abs. 1 NGO in Höhe von 6.053.398,80 €, die im Rahmen der 
Jahresabschlusstätigkeiten erkennbar würden, die Zustimmung des Rates mit dem Beschluss 
über den Jahresabschluss 2009 nachträglich eingeholt werden sollte. Diese Verfahrensweise 
widerspräche § 89 Abs. 1 Satz 3 NGO und der dazu ergangenen Kommentierung, wonach die 
Zustimmung vor der Leistung der Aufwendungen bzw. Auszahlungen erforderlich sei. Künftig 
sei die jeweils notwendige Zustimmung zeitnah einzuholen. 
 
Im Jahre 2009 ist es aufgrund mangelnder Erfahrung der Organisationseinheiten im zweiten 
produktiven Jahr der Doppik zu Verschiebungen zwischen Aufwands- und Investitionsprojekten 
gekommen. Dies resultierte aus neuen Kenntnissen gegenüber dem Planungsstand in der 
Haushaltsausführung. In 2008 gab es ebenfalls derartige Verschiebungen, die sich jedoch je-
weils in die eine oder andere Richtung die Waage gehalten haben, so dass es nicht zu einem 
über- oder außerplanmäßigen Bedarf gekommen ist und Budgetierungsregelungen griffen.  
In 2009 gab es im Verhältnis zu 2008 am Ende des Jahres mehr Verschiebungen von Investiti-
onen in den Aufwand als umgekehrt, so dass sich im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten ein 
Deckungsbedarf im Ergebnishaushalt zeigte.  
 
Im Rahmen der Abschlussarbeiten 2009 wurde aufgrund dieser Entwicklung beim FB 20 die 
Vorgehensweise inhaltlich als auch technisch so angepasst, dass alle Anträge auf Verschie-
bungen von Investitionsmitteln in Aufwandsmittel als überplanmäßige / außerplanmäßige An-
träge gewertet wurden. Deckungsmittel standen zur Verfügung. Da bis zum Jahresende noch 
mit weiteren Verschiebungen zu rechnen war, wurde vorgesehen, den Beschluss über diese 
sowie alle weiteren sich noch durch die Jahresabschlussarbeiten ergebenden über- bzw. au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen mit dem Beschluss des Rates über die Vorlage zum Jahresab-
schluss 2009 einzuholen. 
 
Der Umfang der dargestellten Verschiebungen wird sich zukünftig reduzieren. Das ist darin be-
gründet, dass die Organisationseinheiten immer mehr Erfahrung mit der kaufmännischen Buch-
führung und somit bei der richtigen Einordnung in Investitionen und Aufwandspostionen ge-
sammelt haben. Bereits zur Haushaltsplanung 2011 wurden entsprechende Hinweise umge-
setzt und mehrere Schulungen durchgeführt. Mit der Haushaltsverfügung zur Haushaltsplanauf-
stellung 2012 wird der FB 20 dieses Thema nochmals aufgreifen und die Organisationseinhei-
ten für die richtige Einordnung in Investitionen und Aufwandspostionen sensibilisieren. Zusätz-
lich werden weitere Maßnahmen zur Gegensteuerung geprüft bzw. sind in Vorbereitung, z.B. 
Rundschreiben an die Organisationseinheiten bzw. Gespräche oder Schulungen mit besonders 
betroffenen Bereichen. 
 
Künftig erfolgt für die über- oder außerplanmäßigen Mittelbereitstellungen der o. g. Sach-
verhalte eine zeitnahe Zustimmung.  
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Tz. 7.2.2.1.2  Abweichung vom Konzept Bilanzerstellung und Bewertungsrichtlinie der Stadt 
Braunschweig 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass bei zwölf Anlagen im Rahmen des Konjunkturpa-
ketes II vom Konzept Bilanzerstellung und Bewertungsrichtlinie der Stadt Braunschweig abge-
wichen würde, indem Eigenleistungen nicht aktiviert worden seien. Dadurch würde sich bei den 
entsprechenden Anlagen ein zu geringer Anschaffungs- oder Herstellungswert in 2009 i. H. v. 
ca. 265 TEUR ergeben. 
 
Die Beanstandung des Rechnungsprüfungsamtes ist zu Recht erfolgt. Nach den Definitionen 
zum Investitionsbegriff in § 9 des Niedersächsischen Zukunftsinvestitionsgesetzes (NZuInvG) 
sind die Eigenleistungen nicht förderfähig und können daher den Projekten nicht zugerechnet 
werden. Bei dem NZuInvG handelt es sich um spezielle Regelungen, die von den allgemeinen 
Regelungen der NGO abweichen. Von einer Aktivierung der Eigenleistungen im Rahmen des 
Konjunkturpaketes II wurde aufgrund dieser speziellen Regelungen abgesehen. Ein gemäß der 
allgemeinen Regelungen der NGO zu geringer Anschaffungs- oder Herstellungswert musste 
deshalb in Kauf genommen werden. 
 
 
 
Tz. 7.2.2.1.3 „Sammel-Geschäftspartnernummern“ in SAP im FB 32 erschweren eine ein-


deutige Zuordnung von Forderungen der Stadt gegen Schuldner 
 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass im Teilhaushalt Fachbereich 32 Bürgerservice, 
Öffentliche Sicherheit Forderungen unterschiedlicher Geschäftspartner wöchentlich auf eine 
„Sammel-Geschäftspartnernummer“ in SAP zusammengefasst würden, wodurch zum einen 
eindeutige Aussagen zu einzelnen Geschäftspartnern in SAP nicht zuverlässig möglich seien 
und zum anderen der jeweils angelegte Geschäftspartner nicht nachträglich geändert werden 
könne (vgl. Ziffer 5.3.1.4). 
 
Alle Einzelbuchungen werden sowohl in dem Vorverfahren des FB 32 als auch in dem 
Finanzwesensystem SAP erfasst. Lediglich die Stammdaten der Bürger sind aus Datenschutz-
gründen nur in dem Vorverfahren der Bußgeldabteilung zu sehen. Die Verbindung zwischen 
dem Vorverfahren und dem SAP-Verfahren wird durch das Kassenzeichen hergestellt. Für die 
Speicherung der Stammdaten gibt es keine einschlägige Rechtsvorschrift. Weiter ist in diesem 
Zusammenhang zu berücksichtigen, dass durch die Aufforderung ein Verwarnungsgeld zu ent-
richten, noch keine Forderung entsteht. Ein solcher Anspruch entsteht erst, wenn das Verwar-
nungsgeld binnen einer Woche nicht bezahlt wird und die Stadtkasse eine Forderung auf dem 
einzelnen Geschäftspartner(Bürger) bucht. Die Abwicklung der Ordnungswidrigkeiten ist des-
halb aus Sicht der Verwaltung rechtlich einwandfrei. Gleichwohl sollen die Arbeitsprozesse 
noch einmal mit dem Referat 0140 erörtert und abgestimmt werden. 
 
 
 
Tz. 7.2.2.1.3 Unzureichende Saldenabstimmungen mit den verbundenen Unternehmen, Be-


teiligungen und Sondervermögen mit Sonderrechnungen 
 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass die Saldenabstimmungen zum Jahresabschluss 
2009 mit den verbundenen Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen mit Sonderrech-
nungen erneut unzureichend erfolgten. Im Rahmen der Prüfung seien Abweichungen zwischen 
den Salden der Stadt und den verbundenen Unternehmen, Beteiligungen bzw. Sonderrechnun-
gen festgestellt worden. In Anbetracht der Notwendigkeit der Erstellung eines konsolidierten 
Gesamtabschlusses gemäß § 100 Abs. 4 NGO ab dem Jahr 2011 sei die Vorgehensweise zu 
optimieren. 
 
Die Abweichungen bei den Saldenabstimmungen wurden u.a. durch die unterschiedlichen Zeit-
punkte des Buchungsschlusses bei der Stadt Braunschweig und den verbundenen Unterneh-
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men, Beteiligungen und Sonderrechnungen verursacht. Dadurch erfolgte ein unterschiedlicher 
Ausweis der Forderungen und Verbindlichkeiten, der im Rahmen der Prüfung des Jahresab-
schlusses aufgeklärt und erläutert wurde. Im Hinblick auf den erstmalig zum 31.12.2012 aufzu-
stellenden konsolidierten Gesamtabschluss wurden die verbundenen Unternehmen, Beteiligun-
gen und Sonderrechnungen darauf hingewiesen, dass ihre Einzelabschlüsse zukünftig bis zum 
31.03. eines jeden Jahres fertiggestellt sein müssen, um den konsolidierten Gesamtabschluss 
erstellen zu können. Dadurch werden die Abweichungen zukünftig weitgehend vermieden. 
 
 
 
Tz. 7.2.2.1.4 Fehlende Aufnahmeprotokolle der Bargeldbestände bei Handvorschüssen und 


Gelderhebern auf den Stichtag 31. Dezember 2009 – Kassenbestandsaufnah-
me zum Jahresabschluss notwendig 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass für die Bargeldbestände der Handvorschüsse 
und Gelderheber (Sachkonto 173180) keine Aufnahmeprotokolle auf den Stichtag 31.12.2009 
vorgelegt werden konnten. Zukünftig sei für sämtliche Bargeldbestände der Stadt zum Jahres-
abschluss eine Kassenbestandsaufnahme vorzunehmen. Die entsprechenden Kassenbe-
standsaufnahmeprotokolle seien dem Rechnungsprüfungsamt für die Jahresabschlussprüfung 
unaufgefordert zuzuleiten.  
 
In dem Bestand des Sachkontos 173180 werden nur Wechselgeldkassen nicht aber Handvor-
schüsse nachgewiesen. Diese Wechselgeldkassenbestände werden zum Jahresende geprüft 
und in die Bilanz übernommen. Eine Auflistung der einzelnen Bestände liegt vor und wird dem 
Referat 0140 zugeleitet. 
 
Die Handvorschüsse werden dagegen von den bewirtschaftenden Fachbereichen zum Jahres-
ende (dezentral) geprüft. Das Prüfergebnis wird in Protokollen festgehalten. Die danach ver-
bleibenden Restbestände der Handvorschüsse werden zum Jahresende an die Stadtkasse zu-
rückgezahlt. Künftig werden die Prüfberichte der Fachbereiche für die ihnen überlassenen 
Handvorschüsse auch dem Referat 0140 zugeleitet. 
 
 
 
Tz. 7.2.2.1.6 Berichtigungen im Basis-Reinvermögen erfüllten teilweise nicht das Kriterium 


der „Wesentlichkeit“ im Sinne von § 61 Abs. 1 S. 1 GemHKVO 
 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass die Berichtigungen im Basis-Reinvermögen i. H. 
v. + 1.516 TEUR und i. H. v. – 1.687 TEUR auf Basis des § 61 Abs. 1 S. 1 GemHKVO erfolgt 
seien. Dabei würde es sich abzgl. Fehl- und Stornobuchungen um 106 Geschäftsvorfälle han-
deln, von denen 96 betragsmäßig unter 50 TEUR liegen würden. Eine Voraussetzung zur Be-
richtigung im Basis-Reinvermögen sei gem. § 61 Abs. 1 S. 1 GemHKVO u. a., dass es sich um 
einen wesentlichen Betrag handle. Dem entsprechend sei von der Verwaltung im Einzelfall zu 
prüfen und zu entscheiden, ob die Korrektur eines unzutreffenden Wertes zu einer wesentlichen 
Änderung des Bildes der Vermögens- und Schuldenlage führen würde. Diese Prüfung sei zu 
dokumentieren. Nach den vorliegenden Unterlagen zu den oben aufgeführten Sachverhalten 
handle es sich nicht um wesentliche Beträge. 
 
Gemäß § 61 Abs. 1 S. 1 GemHKVO sind Berichtigungen der Ersten Eröffnungsbilanz unter fol-
genden Voraussetzungen vorzunehmen: 
 
"Ergibt sich bei der Aufstellung späterer Jahresabschlüsse, dass in der Ersten Eröffnungsbilanz 
eine Bilanzposition, ausgenommen die Nettoposition, zu Unrecht nicht angesetzt oder mit ei-
nem unzutreffenden Wert versehen worden ist, so wird, wenn es sich um einen wesentlichen 
Betrag handelt, der unterlassene Ansatz in der späteren Bilanz nachgeholt oder der Wertansatz 
berichtigt." 
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Berichtigungen der Ersten Eröffnungsbilanz wurden bei der Stadt Braunschweig sowohl im 
Rahmen des Jahresabschlusses 2009 als auch des Jahresabschlusses 2008 durchgeführt. Da-
bei handelte es sich meist um die Berichtigung des Sachvermögens aufgrund zu Unrecht ange-
setzter Vermögensgegenstände bzw. aufgrund zu Unrecht nicht angesetzter Vermögensgegen-
stände. Die Berichtigungen der Ersten Eröffnungsbilanz betrafen überwiegend Vermögensan-
passungen bei Grundstücken und Gebäuden. Bezogen auf die einzelnen Sachverhalte, die zu 
der Berichtigung der Ersten Eröffnungsbilanz geführt haben, ist meist von nicht wesentlichen 
Beträgen auszugehen. Der § 61 GemHKVO bezieht sich beim Wesentlichkeitsgrundsatz jedoch 
auf die Bilanzpositionen, so dass davon ausgegangen wurde, dass es sich um eine ganzheitli-
che Beurteilung entsprechend der Bilanzstruktur handelt und nicht um die Betrachtung von ein-
zelnen Vermögensgegenständen. 
 
Die Fälle der Berichtigungen der Ersten Eröffnungsbilanz wurden daher im Laufe eines Jahres 
getrennt nach Vermögensminderungen und Vermögensmehrungen gesammelt, um dann sum-
marisch betrachtet über deren Wesentlichkeit und deren Konsequenz zur Änderung der Ersten 
Eröffnungsbilanz entscheiden zu können. Im Ergebnis wurde sowohl der Änderungsbedarf zum 
Jahresabschluss 2008 als auch der Änderungsbedarf zum Jahresabschluss 2009 als wesent-
lich eingeschätzt. Die Berichtigung der Ersten Eröffnungsbilanz erfolgte demzufolge als eine der  
letzten Abschlussbuchungen. Aufgrund der dahinterstehenden Einzelsachverhalte konnte die 
Abwicklung jedoch nicht in einer Buchung erfolgen, sondern musste entsprechend der Einzelfäl-
le aufgeteilt werden. Nach § 61 Abs. 3 GemHKVO können Berichtigungen der Ersten Eröff-
nungsbilanz letztmals im Jahresabschluss zum 31.12.2011 vorgenommen werden. 
 
 
 
Tz. 7.2.2.1.6 


 
Nicht korrekte Berichtigungen der Buchwerte von vier Grundstücken im Basis-
Reinvermögen 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass Buchwerte von vier Grundstücken i. H. v. insge-
samt 1.303 TEUR gemäß § 61 GemHKVO mit der Begründung eines fehlerhaft festgelegten 
Buchwertes von 75,00 EUR/m²  auf 11,50 EUR/m² korrigiert worden seien. Tatsächlich seien 
die Grundstücke zum Zeitpunkt der Ersten Eröffnungsbilanz entsprechend dem festgelegten 
Konzept Bilanzerstellung und Bewertungsrichtlinie der Stadt Braunschweig aber korrekt mit 
75,00 EUR/m² bewertet worden. Ein mit einem unzutreffenden Wert versehener Bilanzansatz 
läge nur dann vor, wenn er den betreffenden Sachverhalt zum Stichtag der Ersten Eröffnungsbi-
lanz nicht zutreffend wiedergäbe. Aufgrund der zum Zeitpunkt der Erstellung der Ersten Eröff-
nungsbilanz korrekten Bewertung wäre der Bilanzansatz nach den vorliegenden Unterlagen 
nicht mit einem unzutreffenden Wert versehen worden. Darüberhinaus sei auch der Korrektur-
wert i. H. v. 11,50 EUR/m² nicht richtig, da die Verwaltung selbst in Ihren Unterlagen mit einem 
regelmäßigen Verkaufswert i. H. v. 29,00 EUR/m² rechne. 
 
Gemäß der erarbeiteten Richtlinie zur Bewertung der städtischen Liegenschaften zur Ersten 
Eröffnungsbilanz ist festgelegt worden, Gewerbegrundstücke, die zum Verkauf bestimmt sind, 
im Sachanlagevermögen mit dem typischen Ankaufspreis der Stadt in Höhe von EUR 11,50/ m² 
anzusetzen. Dies ist bei den aktuellen Gewerbegebieten wie Hansestraße, Rautheim-Nord usw. 
entsprechend berücksichtigt worden.  
 
Bei den oben genannten vier Grundstücken handelt es sich um Restflächen in „alten“ Gewer-
begebieten (Ernst-Böhme-Straße u.a.), die in diesem Zusammenhang versehentlich nicht zu-
treffend erfasst worden sind. Obwohl sie, wie die Gewerbeflächen in den aktuellen Gebieten, 
ebenfalls zur Vermarktung vorgesehen sind, ist zur Ersten Eröffnungsbilanz nicht der Wert von 
EUR 11,50/m², sondern ein auf der Grundlage der NKR-Bewertungszonen pauschal ermittelter 
Wert von EUR 75,00/m² angesetzt worden. 
 
Insofern ist mit diesem Bilanzansatz der Sachverhalt, dass es sich auch bei diesen vier Grund-
stücken um zu verkaufende Gewerbegrundstücke handelt, zum Zeitpunkt der Erstellung der 
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Ersten Eröffnungsbilanz nicht korrekt wiedergegeben worden, so dass die Voraussetzung für 
eine Anpassung der Grundstückswerte auf der Basis des § 61 GemHKVO gegeben war. 
 
Bei dem vom Rechnungsprüfungsamt angeführten Betrag von EUR 29,00/m² handelt es sich 
um den vom Verwaltungsausschuss beschlossenen, aktuellen Verkaufspreis für städtische Ge-
werbe- und Industriegrundstücke (mit Ausnahme des Gewerbegebietes Rautheim-Nord). Dieser 
Wert entspricht jedoch nicht dem zur Ersten Eröffnungsbilanz anzusetzenden Buchwert, der auf  
der Grundlage der Bewertungsrichtlinie ermittelt wurde. Da nach den gesetzlich verankerten 
Bilanzgrundsätzen Gewinne erst nach  ihrer Realisierung in der Bilanz auszuweisen sind, kann 
nicht der erzielbare Verkaufspreis sondern lediglich der anhand der Bewertungsrichtlinie festge-
legte Anschaffungswert bilanziert werden.  
 
 
 
Tz. 7.2.2.1.7 


 
Abweichungen bei Verbindlichkeiten aus Verlustausgleich gegenüber verbun-
denen Unternehmen 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass es bei den Verbindlichkeiten aus Verlustaus-
gleich zwischen dem Bilanzausweis und den Berichten der Jahresabschlussprüfung der ver-
bundenen Unternehmen Abweichungen gäbe. Im Einzelnen seien die Verbindlichkeiten gegen-
über der Braunschweig Zukunft GmbH i. H. v. 11.492,66 EUR, gegenüber der Volkshochschule 
Braunschweig GmbH i. H. v. 62.442,50 EUR und gegenüber der Stadtbad Sport und Freizeit 
GmbH i. H. v. 3.092,39 EUR zu hoch sowie gegenüber der Stadthalle Braunschweig Betriebs-
Gesellschaft mbH i. H. v. -384,40 EUR zu niedrig ausgewiesen worden. Abweichungen seien 
zukünftig zu vermeiden. 
 
Die Beanstandung des Rechnungsprüfungsamtes ist zu Recht erfolgt. Im Laufe des Jahres 
2009 wurden bereits Abschlagszahlungen zum Ausgleich der Verluste an die verbundenen Un-
ternehmen gezahlt. Zum Buchungsschluss der Kernverwaltung der Stadt Braunschweig lagen 
die endgültigen Jahresabschlussberichte der oben genannten Gesellschaften noch nicht vor. 
Aus diesem Grund wurde im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten wie folgend vorgegangen: 
Für jedes verbundene Unternehmen wurde geprüft, wie hoch der laut Wirtschaftsplan 2009 
ausgewiesene Verlust war. Gemäß den jeweiligen gesellschaftsvertraglichen Regelungen ist 
die Stadt verpflichtet, Jahresverluste der verbundenen Unternehmen bis zur Höhe der in den 
von den Gesellschafterversammlungen festgestellten Wirtschaftsplänen ausgewiesenen Jah-
resfehlbeträge abzudecken. Von diesem Verlust wurden die bereits in 2009 geleisteten Ab-
schlagszahlungen abgezogen. Der verbleibende geplante Verlust wurde für den Jahresab-
schluss der Stadt Braunschweig als Verlustausgleich gebucht.  
 
In Hinblick auf den erstmalig zum 31.12.2012 aufzustellenden konsolidierten Gesamtabschluss 
wurden die verbundenen Unternehmen, Beteiligungen und Sonderrechnungen darauf hinge-
wiesen, dass ihre Einzelabschlüsse zukünftig bis zum 31.03. fertiggestellt sein müssen, um den 
konsolidierten Gesamtabschluss zu erstellen. Dadurch werden die Abweichungen zukünftig 
weitgehend vermieden. 
 
 
 


Tz. 7.2.2.4 
 


Falsche Zuordnung von Inhalten des Anhangs (wichtigste Ergebnisse des Jah-
resabschlusses und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den 
Haushaltsansätzen) im Rechenschaftsbericht 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass obwohl im Schlussbericht des Vorjahres darauf 
hingewiesen wurde, abweichend von § 55 Abs. 1 S. 2 GemHKVO die wichtigsten Ergebnisse 
des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haus-
haltsansätzen nicht im Anhang, sondern im Rechenschaftsbericht (insbesondere die Punkte 3.2 
und 3.4) erläutert würden. Im kommenden Jahresabschluss auf den 31. Dezember 2010 sollte 
dementsprechend eine Umgliederung dieser Textteile in den Anhang erfolgen. 
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Die Beanstandung des Rechnungsprüfungsamtes ist zum Teil zu Recht erfolgt. Die Abweichun-
gen bei den Gesamtergebnissen werden im Anhang dargestellt und im Jahresabschluss zum 
Stichtag 31.12.2010 durch Verweise auf die Gliederungspunkte 3.2 Teil-Ergebnisrechnungen 
und 3.4 Teil-Finanzrechnungen im Rechenschaftsbericht ergänzt. Eine detaillierte Darstellung 
der einzelnen Abweichungen in den Teilhaushalten erfolgt im Rechenschaftsbericht, der gemäß 
§ 100 Abs. 3 NGO dem Anhang beizufügen ist. 
 
 


Tz. 7.3.2.2 
 


Keine korrekte Veranschlagung der Ansätze für die außerordentlichen Erträge 
und Aufwendungen beim Produkt „Verwaltung städtischer und angemieteter 
Grundstücke“ 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass die Einhaltung des § 10 Abs. 2 S. 3 GemHKVO 
(sorgfältige Schätzung der voraussichtlichen Höhe der diesem Haushaltsjahr wirtschaftlich zu-
zurechnenden Erträge und Aufwendungen) zweifelhaft erschiene, da die Ansätze für die außer-
ordentlichen Erträge und Aufwendungen  jeweils lediglich 500.000,00 EUR betrügen. Das au-
ßerordentliche Ergebnis weist Mehrerträge in Höhe von 2.107.352,98 EUR aus. Es ergibt sich 
hauptsächlich aus außerordentlichen Erträgen aus dem Abgang von Grundstücken/Gebäuden i. 
H. v. rund 4,4 Mio. EUR sowie außerordentlichen Aufwendungen i. H. v. rund 1,1 Mio. EUR und 
außerplanmäßiger AfA bebauter und unbebauter Grundstücke i. H. v. rund 1,2 Mio. EUR. 
 
Außerordentliche Erträge und Aufwendungen fallen nur bei  außergewöhnlichen Sachverhalten 
an und sind entsprechend schwerlich planbar.  
 
Die Ansätze für außerordentliche Erträge und Aufwendungen aus dem Abgang von Vermö-
gensgegenständen sowie die außerplanmäßigen Abschreibungen sind als eine Konsequenz 
aus der Anlagenbuchhaltung neu in den Haushalt aufgenommen worden. Hintergrund ist u.a., 
dass die Buchwerte für die rd. 23.000 im Eigentum der Stadt stehenden Grundstücke aufgrund 
des hiermit verbundenen Arbeitsaufwandes nicht individuell ermittelt werden konnten sondern 
anhand der jeweiligen Ausweisung im Liegenschaftskataster festgelegt wurden. Die Bewertung 
ist in Abstimmung mit dem Rechnungsprüfungsamt und der beteiligten Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft auf der Grundlage der gesetzlichen Vorgaben erfolgt. Im Einzelfall hat dies zur Folge, 
dass die bei einem Verkauf individuell ermittelten Verkehrswerte bzw. danach einzelfallbezogen 
ausgehandelten Kaufpreise nicht exakt dem Buchwert entsprechen, z.T. sogar erheblich abwei-
chen. Darüber hinaus kann sich aufgrund dauerhafter Wertminderungen bei Grundstücken und 
Gebäuden ergeben, dass zum Jahresabschluss außerplanmäßige Abschreibungen erforderlich 
werden. 
 
Die Haushaltsansätze werden so sorgfältig wie möglich geschätzt. Bei der Aufstellung des 
Haushalts steht in der Regel allerdings noch nicht fest, welche Grundstücke wann verkauft wer-
den können. Ob ein Grundstück letztendlich im Dezember 2009 oder im Januar 2010 verkauft 
wird, ob evtl. gar kein Käufer für eine Immobilie gefunden werden kann oder ob die Prüfung 
neuer Kaufanträge von Dritten ergibt, dass der bisher nicht geplante Verkauf eines bestimmten 
Objektes möglich ist, kann bei Aufstellung des Haushaltsplanes nicht abschließend einge-
schätzt werden. Auch die Gründe für außerplanmäßige Abschreibungen ergeben sich erst im 
Laufe eines Jahres durch unvorhergesehene Ereignisse an den Grundstücken und Gebäuden.  
 
Dies berücksichtigend wurde verwaltungsseitig festgelegt, dass mit einem Sockelbetrag an au-
ßerordentlichen Erträgen und Aufwendungen in gleicher Höhe gearbeitet wird. Der Sockelbe-
trag soll angepasst werden, sobald die Ergebnisse weiterer Abschlussjahre vorliegen.    
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Tz. 7.3.2.7 


 
Höherer Mehraufwand beim wesentlichen Produkt „Bearbeitung von Straßen-
bauprojekten“ aufgrund fehlerhafter Berücksichtigung von Investitionskosten 
als Aufwand 


 
Das Rechnungsprüfungsamt bemängelt, dass die Differenzierung zwischen Werterhöhung (In-
vestition) und Werterhaltung (Aufwand) scheinbar unterschiedlich ausgelegt würde. Bei dem 
wesentlichen Produkt 1.54.5400.01 – Bearbeitung von Straßenbauprojekten – bestünde unter 
„Summe ordentliche Aufwendungen“ zwischen Ansatz 2009 und Ergebnis 2009 eine Abwei-
chung, die unter anderem aus einem Mehraufwand bei den Aufwendungen für Sach-/ Dienst-
leistungen (447.827,13 EUR) unter Sachkonto 421210 (Unterhaltung des Infrastrukturvermö-
gens) resultiere. Das investiv geplante Projekt „Radwege“ würde zu einem großen Teil im Auf-
wand abgerechnet (436.848,25 EUR). Betroffen hiervon waren u. a. folgende Einzelmaßnah-
men: Neue Fahrradständer einbauen, Bordsteinabsenkungen, Herstellung von Querungshilfen 
(Fahrbahnteiler), Teilsanierung Radwegedecke einschl. Unterbau. Die Verbesserung der Aus-
stattung, die Neugestaltung von Verkehrsflächen oder die grundlegende Erneuerung des Ober-
baus führten in den betroffenen Bereichen zu einer Werterhöhung. Insofern hätten die Abrech-
nungen der oben genannten Maßnahmen wie ursprünglich geplant über das investive Projekt 
erfolgen müssen.  
 
Im Konzept über die Bilanzerstellung und Bewertungsrichtlinie zur Erstellung der Ersten Eröff-
nungsbilanz wurde für die Anlagenklasse 2230 – Straßen, Wege, Plätze und Verkehrsanlagen – 
bezüglich des Straßenvermögens folgendes festgelegt: 
 


• „ Für die jeweiligen Herstellungswerte für 1 m² Straßenfläche eines Herstellungszeit-
raums wird ein gemittelter Preis ohne Differenzierung nach Querschnittsteil (z. B. Geh-
weg, Fahrbahn) gebildet, sofern Geh- und Radwege etc. einen vernachlässigbar gerin-
gen Anteil an der Gesamtheit „Straße“ ausmachen.“ 
 


• „In diesem Preis werden die Kosten für die Beschilderung, Markierung, Durchlässe, 
Möblierung u. ä. eingerechnet, sofern diese einen vernachlässigbar geringen Teil an der 
Gesamtheit „Straße“ ausmachen.“ 


 
Dieses Konzept wurde von der Stadt erstellt und anschließend mit der beteiligten Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft und dem Rechnungsprüfungsamt abgestimmt.  
 
Folglich wird in der lfd. Bewirtschaftung des Straßenvermögens nach den o. g. Kriterien festge-
legt, ob die jeweilige Maßnahme einen vernachlässigbar geringen Anteil an der Gesamtheit 
„Straße“ ausmacht.  
 
Bei den beanstandeten Einzelmaßnahmen handelt es sich um folgende Maßnahmen: 
 


• Einbau von Fahrradständern 
• Bordsteinabsenkungen für Übergangsfurten 
• Querungshilfen für Radfahrer in Form von  


o Fahrbahnteilern 
o Fahrbahnverengungen 
o Asphaltierung des vorher vorhandenen Straßenbegleitgrüns 
o Einbau von Gittern u.v.m. 


• Teilsanierung von Radwegedecken einschl. Unterbau in kurzen Teilstücken des gesam-
ten Straßenabschnitts 


 
Durch all diese Maßnahmen wird der Restwert des gesamten Straßenabschnitts nur in gerin-
gem Maße verändert. Insbesondere wird aber die Restnutzungsdauer des gesamten Straßen-
abschnitts in keiner Weise durch die Maßnahmen verändert. 
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Deshalb wurde in diesen Fällen entschieden, dass es sich um vernachlässigbar geringe Anteile 
an der Gesamtheit „Straße“ handelt, die dann als Aufwand in den Ergebnishaushalt gebucht 
wurden. 
 
Aufgrund der gewonnenen Erkenntnisse über die Verwendung der Mittel "Radwege" wurde hier-
für ein neues Projekt eingerichtet, welches sowohl Investitionspositionen als auch Aufwandspo-
sitionen beinhalten kann (Mischprojekt). Die Mittel werden zukünftig primär als Aufwandspositi-
onen eingeplant. 





